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der Antrag zulässig ist. Gegen die ablehnende Entschei­
dung des Kreistages können nur die Vertreter des Antrags 
nach Satz 2 Klage erheben." 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 24. Mai 2011 

Die Landesregierung 

Nordrhein-Westfalen 


Die Ministerpräsidentin 


Hannelore K r a f t 


(L. S.) 

Der Minister 

für Inneres und Kommunales 


Ralf J ä ger 


- Gv. NRW 2011 S. 270 

Gesetz zur Änderung 

des § 76 der Gemeindeordnung 


Nordrhein-Westfalen 

Vom 24. Mai 2011 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung des § 76 der Gemeindeordnung 

Nordrhein-Westfalen 


Artikel 1 

Änderung der Gemeindeordnung für das Land Nord­

rhein-Westfalen 


Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa­
len in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (Gv. NRW S 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 21. Dezember 2010 (Gv. NRW S. 688), 
wird wie folgt geändert: 

§ 76 erhält folgende Fassung: 

,,§ 76 
Haushaltssicherungskonzept 

(1) Die Gemeinde hat zur Sicherung ihrer dauerhaften 
Leistungsfähigkeit ein Haushaltssicherungskonzept auf­
zustellen und darin den nächstmöglichen Zeitpunkt zu 
bestimmen, bis zu dem der Haushaltsausgleich wieder 
hergestellt ist, wenn bei der Aufstellung des Haushalts 

1. 	 durch Veränderungen der Haushaltswirtschaft inner­
halb eines Haushaltsjahres der in der Schlussbilanz 
des Vorjahres auszuweisende Ansatz der allgemeinen 
Rücklage um mehr als ein Viertel verringert wird oder 

2. 	 in zwei aufeinanderfolgenden Haushaltsjahren geplant 
ist, den in der Schlussbilanz des Vorjahres auszuwei­
senden Ansatz der allgemeinen Rücklage jeweils um 
mehr als ein Zwanzigstel zu verringern oder 

3. 	 innerhalb des Zeitraumes der mittelfristigen Ergeb­
nis- und Finanzplanung die allgemeine Rücklage auf­
gebraucht wird. 

Dies gilt entsprechend bei der Bestätigung über den Jah­
resabschluss gemäß § 95 Absatz 3. 

(2) Das Haushaltsicherungskonzept dient dem Ziel, im 
Rahmen einer geordneten Haushaltswirtschaft die künf­
tige, dauernde Leistungsfähigkeit der Gemeinde zu errei­
chen. Es bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

Die Genehmigung soll nur erteilt werden, wenn aus dem 
Haushaltssicherungskonzept hervorgeht, dass spätestens 
im zehnten auf das Haushaltsjahr folgende Jahr der 
Haushaltsausgleich nach § 75 Absatz 2 wieder erreicht 
wird. Im Einzelfall kann durch Genehmigung der 
Bezirksregierung auf der Grundlage eines individuellen 
Sanierungskonzeptes von diesem Konsolidierungszeit ­
raum abgewichen werden. Die Genehmigung des Haus­
haltssicherungskonzeptes kann unter Bedingungen und 
mit Auflagen erteilt werden." 

Artikel 2 
Das Gesetz tritt am Tage nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 24. Mai 2011 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

(L. S.) 
Für den Finanzminister 


Der Minister 

für Wirtschaft, Energie, Bauen, 


Wohnen und Verkehr 


Harry Kurt V 0 i g t s b erg e r 

Der Minister 

für Inneres und Kommunales 


Ralf J ä ger 


- Gv. NRW 2011 S. 271 
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Gesetz 

zur Gleichstellung der eingetragenen 
Lebenspartnerschaft mit der Ehe 

im Besoldungs- und Versorgungsrecht 
Vom 24. Mai 2011 

Der Landtag· hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 

zur Gleichstellung der eingetragenen 


Lebenspartnerschaft mit der Ehe 

im Besoldungs- und Versorgungsrecht 


(Besoldungs- und Versorgungsgleichstellungsgesetz) 


§ 1 

Geltungsbereich 


Dieses Gesetz regelt die Gleichstellung der eingetrage­
nen Lebenspartnerschaft nach dem Lebenspartner­
schaftsgesetz vom 16. Februar 2001 (BGBL I S. 266), in 
der jeweils geltenden Fassung, mit der Ehe in den Berei­
chen der Besoldung und der Versorgung der Beamtinnen, 
Beamten, Richterinnen und Richter des Landes sowie der 
Beamtinnen und Beamten der Gemeinden und Gemein­
deverbände sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes 
unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftun­
gen des öffentlichen Rechts. Es gilt nicht für Ehrenbeam­
tinnen und Ehrenbeamte, ehrenamtliche Richterinnen 
und Richter und nicht für öffentlich-rechtliche Religi­
onsgesellschaften und ihre Verbände. 

§ 2 
Gleichstellung der eingetragenen Lebenspartrierschaft 

(1) Für die Anwendung des Bundesbesoldungsgesetzes in 
der bis zum. 31. August 2006 geltenden Fassung vom 
6. August 2002 (BGBL I S. 3020), zuletzt geändert durch 
§ 19 des Gesetzes vom 28. August 2006 (BGBL I S. 2039), 
und des Beamtenversorgungsgesetzes in der bis zum 31. 
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August 2006 geltenden Fassung vom 16. März 1999 
(BGBL I S. 322,847,2033), zuletzt geändert durch Artikel 
6.des Gesetzes vom 19. Juli 2006 (BGBL I S. 1652), sowie 
der auf der Grundlage dieser Gesetze erlassenen Verord­
nungen werden nach Inkrafttreten des Lebenspartner­
schaftsgesetzes begründete eingetragene Lebenspartner­
schaften ab dem 3. Dezember 2003 der Ehe gleichgestellt. 
Bestimmungen dieses Gesetzes und der fortgeltenden 
bundesbesoldungs- und versorgungsrechtlichen Vor­
schriften, die sich auf das Bestehen oder frühere Beste­
hen einer Ehe beziehen, sind auf das Bestehen oder frü­
here Bestehen einer eingetragenen Lebenspartnerschaft 
sinngemäß anzuwenden. Bestimmungen, die sich auf 
Ehegatten und deren Angehörige beziehen, sind auf ein­
getragene Lebenspartner und deren Angehörige sinnge­
mäß anzuwenden. Bestimmungen, die sich auf Witwen 
oder Witwer und deren Angehörige beziehen, sind auf 
hinterbliebene Lebenspartner und deren Angehörige 
sinngemäß anzuwenden. 

(2) Bei der Gewährung kinderbezogener Leistungen ste­
hen Kinder einer Lebenspartnerin oder eines Lebenspart­
ners, die eine Beamtin, eine Richterin oder eine Ruhe­
standsbeamtin oder die ein Beamter, ein Richter oder ein 
Ruhestandsbeamter in den Haushalt aufgenommen hat, 
den in den Haushalt aufgenommenen Kindern einer Ehe­
gattin oder eines Ehegatten gleich. 

(3) Witwengeld- und Witwergeldansprüche von Witwen 
und Witwer, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
Lebenspartnerschaft begründet haben, erlöschen mit dem 
Ende des Monats des Inkrafttretens dieses Gesetzes. 

(4) Soweit nach Aufhebung einer Lebenspartnerschaft 
gemäß § 20 des Lebenspartnerschaftsgesetzes ein öffent­
lich-rechtlicher Versorgungsausgleich durchgeführt wird, 
findet § 57 des nach Absatz 1 maßgeblichen Beamtenver­
sorgungsgesetzes entsprechende Anwendung. 

§3 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 
Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft. 

Düsseldorf, den 24. Mai 2011 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 


Hannelore K r a f t 


(L. S.) 
Für den Finanzminister 


Der Minister 

für Wirtschaft, Energie, Bauen, 


Wohnen und Verkehr 


Harry Kurt V 0 i g t s b erg e r 

- GV NRW. 2011 S. 271 

232 
40 

Gesetz zur Änderung 
des Nachbarrechtsgesetzes (NachbG NRW) ­

Wärmedämmung und Grenzständige Gebäude 
Vom 24. Mai 2011 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 

des Nachbarrechtsgesetzes (NachbG NRW)­


Wärmedämmung und Grenzständige Gebäude 


Artikel! 


Gesetz zur Änderung des Nachbarrechtsgesetzes 

(NachbG NRW) 


Das Nachbarrechtsgesetz (NachbG NRW), GV. NW. 1969 
S. 190, geändert durch § 64 Landschaftsgesetz v. 18.2. 
1975 (GV Nw. S. 190), 7. 3. 1995 (GV Nw. S. 193); Arti ­
kel 6 des Gesetzes v. 16.3.2004 (GV NRW. S. 135), in Kraft 
getreten am 1. Mai 2004; Artikel 248 des Zweiten Befris­
tungsgesetzes vom 5.4.2005 (GV NRw. S. 274), in Kraft 
getreten am 28. April 2005, wird wie folgt geändert: 

1. 	 Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt ergänzt: 

,,§ 23 a 

Wärmedämmung und Grenzständige Gebäude" 


2. 	 Es wird ein I?aragraf § 23 a eingefügt und wie folgt 
gefasst: 

,,§ 23 a 

Wärmedämmung und Grenzständige Gebäude 


(1) Der Eigentüm.er bzw. die Eigentümerin eines Grund­
stücks hat die Uberbauung seines bzw. ihres Grund­
stücks aufgrund von Maßnahmen, die an bestehenden 
Gebäuden für Zwecke der Wärmedämmung vorgenom­
men werden, zu dulden, wenn diese über die Bauteilean­
forderungen in der Energieeinsparverordnung vom 24. 
Juli 2007 (BGBL I S. 1519), geändert durch Verordnung 
vom 29. April 2009 (BGBL I S. 954), in der jeweils gelten­
den Fassung nicht hinausgeht, eine vergleichbare Wär­
medämmung auf andere Weise mit vertretbarem Auf­
vvand nicht vorgenommen werden kann und .die 
Uberbauung die Benutzung des Grundstücks nicht oder 
nur unwesentlich beeinträchtigt. Eine wesentliche Beein­
träclltigung ist insbesondere dann anzunehmen, wenn 
die Uberbauung die Grenze zum Nachbargrundstück in 
der Tiefe um mehr als 0,25 m überschreitet. Die Dul­
dungspflicht nach Satz 1 erstreckt sich auch auf die mit 
eier Wärmedämmung zusammenhängenden notwendigen 
Anderungen von Bauteilen. 

(2) Im Falle der Wärmedämmung ist der bzw. die dul­
dungsverpflichtete Nachbar/in berechtigt, die Beseiti ­
gung der Wärmedämmung zu verlangen, wenn und 
soweit er bzw. sie selbst zulässigerweise an die 
Grenzwand anbauen will. 

(3) Der bzw. die Begünstigte muss die Wärmedämmung 
in einem ordnungsgemäßen und funktionsgerechten 
Zustand erhalten. Er bzw. sie ist zur baulichen Unterhal­
tung der wärmegedämmten Grenzwand verpflichtet. 

(4) Die §§ 21 Abs. 2 und 3, 23 Nr. 2. bis 4. und § 24 gelten 
entsprechend mit der Maßgabe, dass die Anzeige Art und 
Umfang der Baumaßnahme umfassen muss. 

(5) Dem bzw. der Eigentümer/in des betroffenen Grund­
stücks ist ein angemessener Ausgleich in Geld zu leisten. 
Die Ausgleichszahlung darf die Höhe des Bodenricht­
wertes nicht übersteigen. Sofern nichts anderes verein­
bart w.ird gelten die §§ 912 Abs. 2, 913, 914 und 915 BGB 
entsprechend. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für die Nachbarwand gern. 
§§ 7,8 entsprechend." 

3. 	 § 55 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

Die Datumsangabe ,,3l. Dezember 2009" wird durch 
,,31. Dezember 2014" ersetzt. 
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Artikel 2 

Gesetz zur Änderung der Bauordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) 


Die Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(BauO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. 
März 2000, GV NRW. 2000 S. 256, geändert durch Artikel 
6 des Gesetzes zur Ausführung und Ergänzung des Bun­
des-Bodenschutzgesetzes in NRW v. 9.5.2000 (GV. NRW. 
S. 439); Gesetz v. 22.7.2003 (GV. NRW. S. 434), in Kraft 
getreten am 7. August 2003; Artikel 6 d. Gesetzes v. 16. 
12.2003 (GV NRW S. 766), in Kraft getreten am 1. Januar 
2004; Art. 9 d. Gesetzes v. 4. Mai 2004 (GV NRW S. 259), 
in Kraft getreten am 4. Juni 2004; Artikel 91 des Vierten 
Befristungsgesetzes vom 5.4.2005 (GV NRW. S. 332), in 
Kraft getreten am 30. April 2005; Artikel I des Gesetzes 
v. 12.12.2006 (GV NRW. S. 615), in Kraft getreten am 
28. Dezember 2006; Artikel 2 des Gesetzes v. 1l.12.2007 
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